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Satzung über Ersatz von Verdienstausfall, Auslagen, Aufwandsentschädigungen, 

Fahrt- und Reisekosten der Landeshauptstadt Magdeburg („Entschädigungssatzung 

für ehrenamtliche Tätigkeit“) 

Auf Grundlage der §§ 8, 30, 35, 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des 

Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert 

durch das 3. Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetztes vom 07.06.2022 

(GVBl. LSA S. 130) in Verbindung mit der Verordnung über die Entschädigung bei 

ehrenamtlicher Tätigkeit in den Kommunen (Kommunal-Entschädigungsverordnung – 

KomEVO) vom 29.05.2019 zuletzt geändert durch die Verordnung vom 08.05.2020 (GVBl. 

LSA S. 239) , hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg in seiner Sitzung am 

19.01.2023 folgende Neufassung der Satzung über den Ersatz von Verdienstausfall, 

Auslagen, Aufwandsentschädigungen, Fahrt- und Reisekosten der Landeshauptstadt 

Magdeburg („Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit“) beschlossen: 

§ 1

Anwendungsbereich 

(1) Für die Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit gemäß den §§ 30,35, 51 KVG LSA

erhalten ehrenamtlich Tätige eine Entschädigung.

(2) Die Entschädigung wird ihnen nach Maßgabe dieser Satzung gewährt.

(3) Mit der Gewährung einer Aufwandsentschädigung ist der Anspruch von Auslagen

abgegolten. Die Kosten für Dienstreisen sowie der zusätzlichen Kosten für die

Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen bleiben unberührt.

§ 2

Verdienstausfall 

(1) Neben der Aufwandsentschädigung besteht ein Anspruch auf Ersatz des durch

Wahrnehmung des Ehrenamtes entstandenen Verdienstausfall. Erwerbstätigen

Personen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit tatsächlich

entstandene und nachgewiesene entgangene Arbeitsverdienst ersetzt.

Selbstständigen wird auf Antrag der durch die ehrenamtliche Tätigkeit entstandene

und glaubhaft gemachte Verdienstausfall ersetzt. Die Höhe des Verdienstausfalles

nach den Sätzen 2 und 3 ist auf 25,00 EUR pro Stunde begrenzt.

(2) Erwerbstätigen Personen und Selbstständigen, die die Höhe des Verdienstausfalles

nicht nachweisen oder glaubhaft machen können, wird auf Antrag der

Verdienstausfall in Form eines pauschalen Stundensatzes ersetzt. Die

Verdienstausfallpauschale beträgt 13,00 EUR pro Stunde.

(3) Personen, die keinen Verdienst haben, denen aber durch die für die ehrenamtliche

Tätigkeit aufgewendete Zeit ein Nachteil entsteht, wird auf Antrag eine Pauschale in

Höhe von 13,00 EUR pro Stunde gewährt, höchstens jedoch 3 Stunden pro Tag.

(Verdienstausfallpauschale gemäß § 35 Absatz 1 Satz 2 KVG LSA).
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(4) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zu 

Sozialversicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des 

Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird.  

 

(5) Voraussetzung für die Gewährung von Verdienstausfall ist, dass diese Tätigkeiten 

notwendig zu solchen Zeiten erfolgen, die normalerweise für eine Erwerbstätigkeit zur 

Verfügung stehen. Nicht zu den Zeiten zählt die bloße allgemeine Vorbereitung, die 

entsprechend dem ehrenamtlichen Charakter der Mandatstätigkeit auch außerhalb 

der Arbeitszeit erledigt werden kann.  

 

(6) Sowohl für Erwerbstätige Personen und Selbstständigen gelten im Rahmen des 

Stundenhöchstbetrages nach Absatz 1 auch die erhöhten Kosten der 

Haushaltsführung für die infolge ihrer Tätigkeiten notwendige Inanspruchnahme einer 

Ersatzkraft für die Betreuung mindestens 1 Kindes oder einer pflegebedürftigen 

Person.  

 

(7) Erstattungen nach den Absätzen 1 bis 6 werden nur auf Antrag gewährt, 

insbesondere (nicht abschließend) für:  

 

a) Sitzungen (des Stadtrates, der Ausschüsse und der Fraktionen und deren 

Vorständen), 

b) die Wahrnehmung von Repräsentationen, wenn ein Auftrag des 

Oberbürgermeisters / der Oberbürgermeisterin oder seines / ihres Vertreters 

vorliegt,  

c) Sitzungen und Veranstaltungen von Organisationen und Einrichtungen, zu denen 

der Stadtrat oder Ausschüsse offiziell Vertreter der Stadt entsenden, soweit die 

Betreffenden nicht anderweitig Anspruch auf Verdienstausfall haben.  

d) Sitzungen und Veranstaltungen, die durch Beschluss des Stadtrates oder eines 

Ausschusses als notwendig für die Arbeit des Stadtrates oder der Ausschüsse 

festgestellt werden. 

 

 

§ 3 

Festsetzung der Entschädigungen 

Ehrenamtlich Tätige im Bereich der Stadtratsarbeit 

 

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Stadtrates erhalten eine monatliche allgemeine 

Aufwandsentschädigung in Höhe von 230,00 EUR.  

 

(2) Neben der allgemeinen pauschalierten Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 

erhalten monatlich eine besondere pauschalierte Aufwandsentschädigung:  

 

a) der/die Vorsitzende des Stadtrates in Höhe von 460,00 EUR,  

b) die Vorsitzenden der Ausschüsse des Stadtrates, soweit der Vorsitz nicht dem/der 
Oberbürgermeister*in obliegt, jeweils in Höhe von 230,00 EUR 

c) die Vorsitzenden der aufgrund anderer Rechtsvorschriften gebildeten Ausschüsse 
des Stadtrates, soweit der Vorsitz nicht dem/der Oberbürgermeister*in obliegt, 
jeweils in Höhe von 230,00 EUR 
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d) die Vorsitzenden der Fraktionen des Stadtrates jeweils in Höhe von 230,00 EUR. 
Wird der Fraktionsvorsitz durch zwei Mitglieder der Fraktion ausgeübt, dann 
erhalten beide Fraktionsvorsitzende jeweils die Hälfte der 
Aufwandsentschädigung nach Absatz 2. 
 
 

            Im Falle der Verhinderung des/der Vorsitzenden des Stadtrates, des/der  
Vorsitzenden eines Ausschusses des Stadtrates oder einer Fraktion für einen  

            zusammenhängenden Zeitraum von mehr als 3 Monaten erhält der/die jeweilige  
            Stellvertreter*in ab dem Zeitpunkt eine Aufwandsentschädigung in Höhe derjenigen  

des/der Vertretenen. In diesem Fall wird die Aufwandsentschädigung nachträglich 
gezahlt. 

 
(3) Bei mehreren nach Absatz 2 in Betracht kommende besondere 

Aufwandsentschädigungen wird diese nur einmal für die Funktion mit dem höchsten 
Entschädigungssatz gewährt. 
 

(4) Die Aufwandsentschädigung ermäßigt sich auf die Hälfte, wenn ehrenamtliche 
Mitglieder des Stadtrates ihre Tätigkeit ununterbrochen länger als 3 Monate nicht 
ausüben, für die über 3 Kalendermonate hinausgehende Zeit.  
 

(5) Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung entfällt bei Aufhebung oder Erlöschen des 
Mandats. 
 

(6) Für die Teilnahme an Sitzungen wird ein Sitzungsgeld mit folgender Maßgabe 
gewährt:  
 

a) für ordentliche Stadtratssitzungen 16,00 EUR pro Sitzung,  
b) für außerordentliche Stadtratssitzungen oder nach Vertagung an einem anderen 

Tag fortgesetzte Sitzungen 16,00 EUR pro Sitzung,  
c) für Ausschusssitzungen 16,00 EUR pro Sitzung,  
d) für Sitzungen der Fraktionen des Stadtrates 16,00 EUR pro Sitzung 
e) für ordentliche Sitzungen der Ortschaftsräte 14,00 EUR pro Sitzung 

 
(7) Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, darf der Gesamtbetrag an 

Sitzungsgeld das 2,5-fache des nach § 3 Abs. 6 zu gewährenden Sitzungsgeldes je 
Tag nicht überschreiten 

 
(8) Die Teilnahme an den Sitzungen ist durch Unterschrift auf den Anwesenheitslisten 

nachzuweisen.  
 

 

§ 4 

Festsetzung der Entschädigungen 

Ehrenamtlich Tätige im Bereich der Ortschaftsratsarbeit 

 

(1) Die Ortsbürgermeister*innen erhalten folgende monatliche Aufwandsentschädigung: 

 

- Beyendorf-Sohlen in Höhe von 300,00 EUR 

- Pechau in Höhe von 200,00 EUR 

- Randau-Calenberge in Höhe von 200,00 EUR 
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(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Ortschaftsräte erhalten folgende monatliche 

Aufwandsentschädigung: 

 

- Beyendorf-Sohlen in Höhe von 23,00 EUR  

- Pechau in Höhe von 16,00 EUR 

- Randau-Calenberge in Höhe von 16,00 EUR  

 

 

(3) Im Falle der Verhinderung des/der Ortsbürgermeister*innen für einen 

zusammenhängenden Zeitraum von mehr als 3 Monaten wird dem/der 

Stellvertreter*innen ab diesem Zeitpunkt eine Aufwandsentschädigung in Höhe 

des/der Ortsbürgermeister*innen gewährt. In diesem Fall wird die 

Aufwandsentschädigung nachträglich gezahlt.  

 

 

§ 5 

Sachkundige Einwohner*innen 

 

(1) Sachkundige Einwohner*innen, die zu Mitgliedern eines beratenden Ausschusses 

bestellt worden sind und Ausschussmitglieder die nicht dem Stadtrat angehören, 

erhalten ausschließlich für die Teilnahme an Sitzungen der jeweiligen Ausschüsse 

eine Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 16,00 EUR.  

 

(2) Finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, darf der Gesamtbetrag an 

Sitzungsgeld das 2,5-fache des nach Abs. 1 zu gewährenden Sitzungsgeldes je Tag 

nicht überschreiten. 

 

(3) Der Nachweis der Teilnahme der Ausschussmitglieder nach Absatz 1 an einer 

Sitzung erfolgt durch die eigenhändige Unterschrift in der Anwesenheitsliste.  

 

 

§ 6 

Mitglieder des Umlegungsausschusses, die nicht dem Stadtrat angehören 

  

(1) Neben der Aufwandsentschädigung nach § 5 Abs. 1 erhält der/die Vorsitzende des 

Umlegungsausschusses eine monatliche Aufwandsentschädigung von 154,00 EUR 

und der / die Stellvertretende eine solche von 21,00 EUR.  

 

(2)  Im Falle der Verhinderung des/der Vorsitzenden für einen zusammenhängenden 

Zeitraum von mehr als drei Monaten erhält der / die Stellvertretende ab diesem 

Zeitpunkt eine Aufwandsentschädigung derjenigen des Vertretenen. Die 

Aufwandsentschädigung wird in diesem Fall unter Anrechnung derjenigen des 

Stellvertreters nachträglich gezahlt. 

 

(3) Sachkundige Personen, die der Umlegungsausschuss zugezogen hat, erhalten eine 

Entschädigung nach dem Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und 

Sachverständigen in der jeweils geltenden Fassung.  
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§ 7 

Ehrenamtlich Tätige im Bereich Altenkreise und Seniorenclubs 

 

(1) Sprecher*innen und Betreuer*innen von Altenkreisen und Seniorenclubs, die für die 

Stadt ehrenamtlich tätig sind, können bei mindestens zweimaliger Zusammenkunft 

innerhalb eines Monats der Kreise bzw. Clubs eine monatliche 

Aufwandsentschädigung von 16,00 EUR erhalten. 

§ 8 

Ehrenamtlich Tätige im Bereich Katastrophenschutz 

 

(1) Die Leiter*innen der Fachdienste im Katastrophenschutz erhalten eine monatlich 

Aufwandsentschädigung von 50,00 EUR. 

 

§ 9 

Ehrenamtlich Tätige im Bereich der Feuerwehr 

 

(1) Die Landeshauptstadt Magdeburg gewährt ehrenamtlich tätigen Mitgliedern der 

Freiwilligen Feuerwehr Aufwandsentschädigung, Ersatz des Verdienstausfalles, ihrer 

Auslagen und Reisekostenvergütung.  

 

(2) Die Ehrenbeamten der freiwilligen Feuerwehr nach der Feuerwehrsatzung der 

Landeshauptstadt Magdeburg erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in 

der Höhe, wie sie sich aus der dieser Satzung als Anlage 1 beigefügten 

Entschädigungstabelle ergibt. 

 

(3) Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr erhalten bei Übernahme einer in Anlage 2 

dargestellten Funktionen sowie bei in Anlage 2 genannten Tätigkeiten eine 

entsprechende Aufwandsentschädigung. 

 

(4) Im Falle der Verhinderung einer der in Absatz 2 genannten Personen für einen 

zusammenhängenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen erhält der/die 

Stellvertretende ab diesem Zeitpunkt eine Aufwandsentschädigung bis zu derjenigen 

des / der Vertretenen. Erhält der/die Vertreter*in bereits eine Aufwandsentschädigung 

nach Absatz 1, beträgt die Entschädigung als Vertreter*in zusätzlich 50 vom Hundert 

der Aufwandsentschädigung des Vertretenen. In diesem Fall wird die 

Aufwandsentschädigung nachträglich gezahlt.  

 

(5) Für Freiwillige Feuerwehren gilt § 3 Abs. 4 Satz 1 mit einer Frist von 2 Monaten 

entsprechend.  

 

 

§ 10 

Ehrenamtliche Tätige im Bereich des Jagdwesens 

 

(1) Im Aufgabenbereich des Jagdwesens ehrenamtlich Tätige erhalten monatlich eine 

allgemeine pauschalierte Aufwandsentschädigung: 

 

1. Der / die Kreisjägermeister*in in Höhe von 180,00 EUR 

2. Die Mitglieder des Jagdbeirates jeweils in Höhe von 50,00 EUR 
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§ 11 

Ehrenamtliche Tätige im Bereich des Hochwasserschutzes 

 

(1) Im Aufgabenbereich des Hochwasserschutzes ehrenamtlich Tätige erhalten 

monatlich eine allgemeine pauschalierte Aufwandsentschädigung: 

 

1. Die Hochwasserschutzbeauftragten in Höhe von 30,00 EUR 

2. Die stellvertretenden Hochwasserschutzbeauftragten in Höhe von 20,00 EUR 

 

 

§ 12 

Reisekostenvergütung  

 

(1) Verlassen der / die Vorsitzende des Stadtrates, seine Vertreter*innen oder 

Stadträte*innen und Ausschussmitglieder, die nicht dem Stadtrat angehören, das 

Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg, erhalten sie Reisekostenvergütungen nach 

den für hauptamtliche Beamte des Landes Sachsen-Anhalt geltenden Vorschriften. 

Über diese Dienstreisen entscheidet jeweils der / die Stadtratsvorsitzende. Über 

Dienstreisen des / der Stadtratsvorsitzenden entscheiden seine / ihre Vertreter.  

 

(2) Ehrenbeamte*innen und ehrenamtlich Tätige, die eine Aufwandsentschädigung 

erhalten, haben Anspruch auf Reisekostenvergütung nach den für Ehrenbeamte 

geltenden Vorschriften, wenn sie auf Anordnung des / der Oberbürgermeisters*in zur 

Erfüllung ihrer Aufgaben das Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg verlassen 

müssen.  

 

(3) Ehrenamtlich Tätige der Freiwilligen Feuerwehr und des Katastrophenschutzes 

haben Anspruch auf Reisekostenvergütung nach den für Ehrenbeamte geltenden 

Vorschriften, wenn sie auf Anordnung des / der Oberbürgermeisters*in zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben das Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg verlassen müssen. 

 

 

§ 13 

Entschädigungsvoraussetzungen und Verfahren 

 

(1) Ersatz des Verdienstausfalles, der Auslagen und der Reisekosten werden auf Antrag 

gewährt. Anträge auf Zahlung von Verdienstausfall sind vierteljährlich, spätestens 2 

Monate nach Quartalsende einzureichen (Ausschlussfrist). 

Der Antrag ist schriftlich unter Beifügung der zur Bearbeitung erforderlichen 

Unterlagen (insbesondere Einladung, Verdienstausfallbescheinigung, 

Rechnungsbelege bei Auslagen) zu stellen. Die Höhe des Verdienstausfalles bzw. 

der Auslagen sind nachzuweisen. Im Einverständnis zwischen Arbeitgeber und 

Anspruchsberechtigten erfolgt die Erstattung des Verdienstausfalles an den 

Arbeitgeber.  
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(2) Nach Monatsbeträgen pauschalierte Aufwandsentschädigungen werden jeweils für 

einen ganzen Kalendermonat im Voraus gezahlt, soweit gesetzlich nichts anderes 

geregelt ist. Entsteht oder entfällt der Anspruch auf Aufwandsentschädigung während 

eines Kalendermonats, so wird die pauschale Aufwandsentschädigung für jeden Tag, 

an dem kein Anspruch entsteht, um ein Dreißigstel gekürzt. 

 

(3) Die Erstattung von Auslagen wegen Teilnahme an Sitzungen der der 

Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsräte und ähnlicher Organe von 

Unternehmen, in die Mitglieder des Stadtrates berufen werden, wird durch das 

jeweilige Unternehmen geregelt. 

 

(4) Sitzungsgelder werden nach Ablauf des Kalendermonats, in dem die Sitzung 

stattgefunden hat, gezahlt.  

 

§ 14 

Nichtübertragbarkeit des Anspruches 

 

Die Ansprüche aus dieser Satzung sind nicht übertragbar.  

 

 

§ 15 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

 

(2) Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit der 

Landeshauptstadt Magdeburg vom 10. September 2013, (veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 

35/2013), in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 11. Februar 2016 (veröffentlicht im 

Amtsblatt Nr. 5/2016), außer Kraft.  

 

Ausfertigungsvermerk: 

„Diese Ausfertigung der vorstehenden Satzung und ihrer Anlagen wird zum Zwecke der 

Veröffentlichung erteilt. Die Übereinstimmung des Satzungstextes mit dem Willen des 

Stadtrates der Landeshauptstadt Magdeburg sowie die Einhaltung des gesetzlich 

vorgeschriebenen Satzungsverfahrens wird bestätigt.“ 

 

Magdeburg, den 23.01.2023 

 

gez. 

Borris       Landeshauptstadt Magdeburg 

Oberbürgermeisterin     Dienstsiegel 

 

Vorstehenden Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 

 

Magdeburg, den 23.01.2023 

 

gez. 

Borris       Landeshauptstadt Magdeburg 

Oberbürgermeisterin     Dienstsiegel 
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Anlage 1  

 

Entschädigungstabelle für Ehrenbeamte der Freiwilligen Feuerwehr der 

Landeshauptstadt Magdeburg  

 

 

 

 

Als monatliche Pauschale erhalten:  

 

 

Funktion                     EUR 

Stadtwehrleiter                    350,00 

Stellv. Stadtwehrleiter                    262,00 

Ortswehrleiter                    150,00 

Stellv. Ortswehrleiter                    112,50 
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Anlage 2 

 

Entschädigungstabelle für die in der Freiwilligen Feuerwehr der Landeshauptstadt 

Magdeburg ehrenamtlich tätigen Funktionsträger und in besonderen Funktionen des 

Ausbildungs- und Einsatzdienstes eingesetzte Einsatzkräfte 

 

 

1. Als monatliche Aufwandsentschädigung erhalten:  

 

 

Funktion der erweiterten Stadtwehrleitung EUR 

Stadtausbildungsleiter*in 80,00 

Stadtsicherheitsbeauftragte*r 50,00 

Schriftwart*in in der Stadtwehrleitung 50,00 

Stadtkinder- und Jugendfeuerwehrwart*in 110,00 

Stadtjugendfeuerwehrwart*in 82,50 

Stadtkinderfeuerwehrwart*in 82,50 

Schriftwart*in der Stadtkinder- und -jugendfeuerwehr 50,00 

Beisitzer*in Fachbereich Wettbewerbe 30,00 

 

 

Funktion der jeweiligen Ortsfeuerwehr EUR 

Ortskinder- und -jugendfeuerwehrwart*in 80,00 

Stellv. Ortskinder- und -jugendfeuerwehrwart*in 60,00 

Jugendgruppenleiter*in 45,00 

Gerätewart*in 100,00 

Ortsicherheitsbeauftragte*r 25,00 

Schriftwart*in 25,00 

 

2. Verantwortliche Kreisausbilder, Ausbilder eines Lehrganges nach FwDV 2 sowie 

Ausbildungshelfer erhalten pro geleisteter Unterrichtseinheit folgende 

Aufwandsentschädigung: 

 

Kreisausbilder*in und Ausbilder*in 10,00 EUR 

Ausbildungshelfer*in 8,00 EUR 

 

Zusätzlich wird je nach dem Umfang der geleiteten Tätigkeit eine monatliche Pauschale 

ausgezahlt. Diese errechnet sich wie folgt: 

 

Umfang geleisteter 
Stunden in der jeweiligen 
Funktion 

Verantwortliche Kreisausbilder*in 
und Ausbilder*in eines 
Lehrganges nach FwDV 2 

Ausbildungshelfer*in 

ab 8 Stunden 6,00 EUR 3,00 EUR 

ab 16 Stunden 12,00 EUR 6,00 EUR 

ab 24 Stunden 18,00 EUR 9,00 EUR 

ab 32 Stunden 24,00 EUR 12,00 EUR 

ab 40 Stunden 30,00 EUR 15,00 EUR 

ab 48 Stunden 36,00 EUR 18,00 EUR 

ab 56 Stunden 40,00 EUR 20,00 EUR 
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Es wird je Person nur eine monatliche Pauschale, entweder als 

Kreisausbilder*in/Ausbilder*in von Lehrgängen nach FwDV 2 oder als Ausbildungshelfer, 

gezahlt. Vorrang hat eine Anspruch auf die Pausschale für Kreisausbilder*in und Ausbilder*in 

eines Lehrganges nach FwDV 2. Die Auszahlung der monatlichen Pausschale erfolgt 

rückwirkend für das Kalenderjahr. 

 

 

3. Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr, die der Gruppe Mitglieder im Feuerwehrdienst 

angehören erhalten folgende Aufwandsentschädigung je angefallenem Ereignis: 

 

 

notwendigen Termin zur Tauglichkeitsuntersuchung für die 
Überprüfung der Eignung für den Feuerwehrdienst 

25,00 EUR 

Lehrgang Feuerwehrübungshaus 25,00 EUR 

 

 

4. Angehörige der Feuerwehr Magdeburg erhalten folgende Aufwandsentschädigung pro 

Stunde in der jeweiligen Funktion des Brandsicherheitswachdienstes: 

 

Wachhabende*r 17,00 EUR 

Einsatzkraft als Posten 12,00 EUR 
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Jahresabschluss 2021 des Eigenbetriebes Theater Magdeburg 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 08.12.2022 unter 
der Beschluss-Nr. 5376-057(VII)22 den Jahresabschluss 2021 des Eigenbetriebes Theater 
Magdeburg beschlossen. 

Der Jahresabschluss 2021 des Eigenbetriebes Theater Magdeburg auf den 31.12.2021 
wird festgestellt: 

1. Feststellung des Jahresabschlusses
1.1. Bilanzsumme 7.363.905,11 € 

1.1.1. davon entfallen auf der Aktivseite auf 
- das Anlagevermögen 3.557.013,49 € 
- das Umlaufvermögen 3.649.807,18 € 

1.1.2. davon entfallen auf der Passivseite auf 
- das Eigenkapital 4.765.287,62 € 
- den Sonderposten    204.127,24 € 
- die Rückstellungen    649.200.00 € 
- die Verbindlichkeiten    936.319,54 € 

1.2. Jahresgewinn 1.945.889,03 € 

1.2.1. Summe der Erträge   32.954.035,71 € 
1.2.2. Summe der Aufwendungen  31.008.146,68 € 

2. Behandlung des Jahresgewinns

- Zur Einstellung in Rücklagen 1.945.889,03 € 

3. Der Theaterbetriebsleiterin Frau Karen Stone wird gemäß § 19 Eigenbetriebsgesetz
Entlastung erteilt.
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Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes des Abschlussprüfers gemäß § 19 Abs. 5 
Eigenbetriebsgesetz 
 
 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Theater Magdeburg, bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für  das Wirtschafts-
jahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Eigenbetriebes Theater Magdeburg für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2021 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt i. V. m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und 
der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist in Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften des 
Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der 
Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt zu ermöglichen, um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den  Vorschriften 
des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 142 KVG LSA unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. 
Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 
unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebes abzugeben. 
 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhangenden 
Angaben. 
 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 
 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. 
 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von er Lage des 
Eigenbetriebes. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
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zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 
 
 
Magdeburg, 26. September 2022 
 
 
 
 
Wagner 
Amtsleiterin 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. 
Simone Borris                Landeshauptstadt Magdeburg                                                          
Oberbürgermeisterin                                                                        Dienstsiegel 
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Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 

 
 
 
Magdeburg, den 17.01.2023 
 
 
 
gez.  
Simone Borris 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 

Ersatzbekanntmachung 
 

 
Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 
 

- Bilanz 
- Gewinn- und Verlustrechnung 
- Anhang 
- Anlage zum Anhang (Anlagenspiegel) 
- Lagebericht 
- Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
 
Die ersatzbekanntgemachten Urkunden  liegen  in der Zeit vom 30.01.2023 bis 06.02.23 
im Theater Magdeburg,  Universitätsplatz 9 (Bühneneingang Erzberger Str.) aus und können 
dort von jeder und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen werden. 
 
 
 
Magdeburg, den 17.01.2023 
 
 
 
gez. 
Simone Borris                Landeshauptstadt Magdeburg                                                          
Oberbürgermeisterin                                                                        Dienstsiegel 
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Jahresabschluss der MVB-Verwaltungs-GmbH zum 31.12.2021 

1. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte GmbH geprüfte und mit einem
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss der MVB-
Verwaltungs-GmbH für das Geschäftsjahr 2021 mit einer Bilanzsumme in Höhe von
38.285,50 EUR und einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 264,94 EUR wurde von der
Gesellschafterversammlung im Umlaufverfahren im September 2022 festgestellt.

2. Der Jahresfehlbetrag 2021 in Höhe von 264,94 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.

20.01.2023 
Datum 

gez. 
Kroll 

Beigeordneter für Finanzen und Vermögen 

„Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht“ 

gez. 
Borris 

Oberbürgermeisterin 

Ersatzbekanntmachung: 

Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 

Geprüfter Jahresabschluss und Lagebericht der MVB-Verwaltungs-GmbH zum 
31.12.2021 

Die ersatzbekanntgemachten Unterlagen (geprüfter Jahresabschluss und Lagebericht) liegen 
in der Zeit vom 30.01.2023 bis 07.02.2023 in den Räumen des Beteiligungsmanagements des 
Dezernates Finanzen und Vermögen, Julius-Bremer-Straße 8, aus und können dort von jeder 
und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen werden.  

gez. 
Borris 

Oberbürgermeisterin 
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Jahresabschluss der Magdeburger Verkehrsbetriebe GmbH & Co. KG zum 31.12.2021 

1. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte GmbH geprüfte und mit einem
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss der Magdeburger
Verkehrsbetriebe GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr 2021 mit einer Bilanzsumme in
Höhe von 152.515.811,94 EUR und einem Jahresüberschuss in Höhe von 1.394.635,44
EUR wurde von der Gesellschafterversammlung im Jahr 2022 im Umlaufverfahren
festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss aus ÖPNV in Höhe von 1.073.266,58 wird an die Gesellschafterin
ausgeschüttet. Der Jahresüberschuss aus Rand- und Nebengeschäften in Höhe von
321.368,86 EUR wird auf neue Rechnung vorgetragen.

20.01.2023 
Datum 

gez. 
Kroll 

Beigeordneter für Finanzen und Vermögen 

„Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht“ 

gez. 
Borris 

Oberbürgermeisterin 

Ersatzbekanntmachung: 

Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 

Geprüfter Jahresabschluss und Lagebericht der Magdeburger Verkehrsbetriebe GmbH 
& Co. KG zum 31.12.2021 

Die ersatzbekanntgemachten Unterlagen (geprüfter Jahresabschluss und Lagebericht) liegen 
in der Zeit vom 30.01.2023 bis 07.02.2023 in den Räumen des Beteiligungsmanagements des 
Dezernates Finanzen und Vermögen, Julius-Bremer-Straße 8, aus und können dort von jeder 
und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen werden.  

gez. 
Borris 

Oberbürgermeisterin 
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